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KURZE BEGRÜNDUNG

Am 2. Mai 2018 verabschiedete die Kommission einen Vorschlag für den nächsten 
Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für die Jahre 2021–2027. Darunter fallen auch der 
Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und der Kohäsionsfonds. 

Insgesamt begrüßt die Verfasserin den Vorschlag der Kommission, durch den die komplexen 
Verfahren in Verbindung mit dem EFRE und dem Kohäsionsfonds vereinfacht und die 
Maßnahmen zur Unterstützung von Umwelt- und Klimaschutzzielen erweitert werden. 
Insbesondere unterstützt die Verfasserin die höheren Investitionen zugunsten eines grüneren, 
CO2-armen Europas, wie z.B. in Maßnahmen zur Förderung von Energieeffizienz und der 
Kreislaufwirtschaft, die Entwicklung intelligenter Energiesysteme, Netze und 
Speichersysteme, die Förderung einer nachhaltigen Wasserwirtschaft und die Reduzierung 
von Verschmutzung. 

Jedoch ist es notwendig, mehr Finanzmittel zugunsten der Modernisierung und Entwicklung 
der Infrastruktur in den Mitgliedstaaten bereitzustellen, damit alle neuen ehrgeizigen Ziele in 
den Bereichen Umweltschutz, Energie, Abfallwirtschaft, Verkehr sowie Klimaschutz, die in 
den Rechtsvorschriften der Union im Einklang mit dem Pariser Übereinkommen verankert 
sind, verwirklicht werden können. Die Unterstützung von Projekten, die aus diesen Fonds 
kofinanziert werden, ist vor allem in Regionen mit Entwicklungsrückstand von größter 
Bedeutung. Des Weiteren machen der EFRE und der Kohäsionsfonds in vielen Ländern 
mindestens 50 % der öffentlichen Investitionen aus – und ohne diese Mittel hätten die 
betreffenden Mitgliedstaaten nicht die finanzielle Leistungsfähigkeit, um derartige 
Investitionen zu bewältigen.

Hinsichtlich der Finanzierung ist die Verfasserin der Ansicht, dass die vorgeschlagene 
Kürzung der Mittelausstattung des Kohäsionsfonds (um die Hälfte) im Vergleich zum 
derzeitigen Programmplanungszeitraum erheblich ist. Gleichzeitig entspricht der Betrag, der 
aus dem Kohäsionsfonds auf die Fazilität „Connecting Europe“ übertragen werden soll, genau 
dem Betrag, der im derzeitigen Programmplanungszeitraum 2014–2020 übertragen wurde. Da 
mit den Mitteln aus dem Kohäsionsfonds unter anderem auch Klima- und 
Umweltschutzprojekte finanziert werden sollen und somit zur Verwirklichung der Klima- und 
Umweltschutzziele der EU beigetragen werden soll, ist die Verfasserin nicht überzeugt, dass 
die Kürzung der Mittel des Kohäsionsfonds, die im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
verwaltet werden sollen, angemessen ist. Eine Übertragung von Mitteln aus dem 
Kohäsionsfonds auf die Fazilität „Connecting Europe“ sollte auf einer eingehenden Analyse 
der Kommission beruhen, die die Möglichkeiten der Mitgliedstaaten, ihre Klima- und 
Umweltschutzziele zu realisieren, unterstützen und nicht schwächen sollte. Der Anteil der auf 
die Fazilität „Connecting Europe“ übertragenen Mittel sollte im Verhältnis der 
Mittelübertragung im Rahmen des derzeitigen Programmplanungszeitraums entsprechen 
(d. H. um 50 % gesenkt werden), und er sollte den Mitgliedstaaten während des gesamten 
Programmplanungszeitraums zur Verfügung stehen.

Nach Auffassung der Verfasserin sollte die Nutzung des EFRE und des Kohäsionsfonds 
verbessert werden, indem die kohäsionspolitischen Investitionen enger auf die Gesamtpläne 
der Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Zielwerte für 2030 abgestimmt werden, die im 
Zusammenhang mit dem Zielpfad hin zur langfristigen Verringerung des CO2-Ausstoßes der 
EU-Wirtschaft bestehen. Diesbezüglich schlägt die Verfasserin vor, mehr Mittel im Rahmen 
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des Politischen Ziels 2 zur Bekämpfung der Auswirkungen des Klimawandels vorzusehen. 

Der Verkehrssektor der EU steht aktuell vor einem grundlegenden Wandel. Die 
verkehrsbedingten Emissionen von Treibhausgasen müssen deutlich gesenkt werden. Die 
verkehrsbedingten Luftschadstoffemissionen müssen drastisch und unverzüglich reduziert 
werden. Des Weiteren muss es mehr emissionsarme und emissionsfreie Fahrzeuge geben. Es 
fehlt jedoch an der erforderlichen Infrastruktur für diese Art Fahrzeuge. 76 % aller 
Ladestationen befinden sich in nur vier Mitgliedstaaten und decken lediglich 27 % der 
Gesamtfläche der EU ab. Ein erfolgreicher Übergang zu emissionsarmer Mobilität erfordert 
einen gemeinsamen politischen Rahmen für Fahrzeuge, Infrastrukturen und Stromnetze, 
innerhalb dessen Initiativen zur Förderung von Wirtschaft und Beschäftigung unionsweit auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene verbunden werden. Die Verfasserin erachtet es als 
notwendig, den Mitgliedstaaten und ihren Regionen die Möglichkeit zu geben, den Ausbau 
ihrer Infrastruktur für emissionsarme Fahrzeuge aus jedweder Unionsquelle zu fördern, 
einschließlich aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds. Es muss möglichst schnell eine 
Lade- und Tankstelleninfrastruktur geschaffen werden. Diesbezüglich schlägt die Verfasserin 
vor, das Ziel „Förderung einer nachhaltigen, multimodalen städtischen Mobilität“ vom 
Politischen Ziel 3 zum Politischen Ziel 4 zur verschieben, unter dem die Mittel derzeit 
vorgesehen sind und bei dem mehr Druck auf den Mitgliedstaaten liegt, die 
Umweltschutzziele zu erreichen. Es wird die Auffassung vertreten, dass der Übergang hin zu 
emissionsarmer Mobilität eher mit den Zielen zur Verwirklichung eines emissionsarmen 
Europas in Verbindung steht, und weniger mit Konnektivitätszielen.

Aufgrund des Klimawandels steigt in einigen Regionen der EU das Risiko von Dürren; daher 
stellt der Schutz der Wasserressourcen, der Wasserökosysteme sowie des Trinkwassers und 
der Badegewässer einen der Eckpfeiler des Umweltschutzes in Europa dar. In den 
vergangenen Jahren wurde Europa von mehr als 100 schweren Überschwemmungen 
heimgesucht, die erhebliche Schäden verursachten. Über die wirtschaftlichen und sozialen 
Auswirkungen hinaus haben Überschwemmungen auch erhebliche ökologische Folgen. Die 
Verfasserin ist der Auffassung, dass die Förderung eines nachhaltigen Wassermanagements, 
darunter auch Maßnahmen zur Bekämpfung von Dürren und Überschwemmungen, notwendig 
ist. 

Schädlicher Lärm kann sich auf fast jeden Aspekt des Lebens eines Menschen auswirken. Ein 
dauerhaft hoher Lärmpegel kann zu Gesundheitsproblemen und erhöhtem Stress führen. Ein 
hoher Lärmpegel kann außerdem schädliche Auswirkungen für ganze Ökosysteme mit sich 
bringen. Auch Lichtverschmutzung ist für die Gesundheit schädlich. Zudem bedeutet 
Lichtverschmutzung Energieverschwendung und eine Erhöhung des CO2‑Ausstoßes, wodurch 
sich höhere Kosten für die Verbraucher ergeben. Künstliches Licht beeinträchtigt außerdem 
Flora und Fauna in vielerlei Weise. Daher schlägt die Verfasserin Maßnahmen im Bereich der 
Reduzierung von Lärm und Lichtverschmutzung vor.

Die Kohäsionspolitik ist ein entscheidendes Element, um die Kreislaufwirtschaft zu 
verwirklichen. Die Verfasserin ist der Überzeugung, dass den am wenigsten entwickelten 
Ländern die Möglichkeit gegeben werden sollte, ihre derzeitigen Einrichtungen zur 
Behandlung von Restmüll zu modernisieren, um die Ziele zur Verwirklichung der 
Kreislaufwirtschaft zu erreichen. Die Modernisierung bestehender Einrichtungen ist in der 
Praxis ökonomisch viel einfacher zu gestalten als der Bau einer neuen Einrichtung und ist 
letztendlich für Länder mit beschränkten Mitteln oft eher machbar, wobei gleichzeitig 
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wirklich positive Effekte für die Umwelt erzielt werden.

70 % der Europäer sprechen sich dafür aus, dass sich die EU in Gesundheits- und 
Sozialfragen stärker engagiert. Die Verfasserin stellt den Mehrwert in Frage, der durch die 
Aufnahme des EU-Gesundheitsprogramms in einen erweiterten ESF+ erzielt wird. Sie 
bedauert, dass vorgeschlagen wird, die Mittel für Gesundheit um 8 % gegenüber dem 
Zeitraum 2014–2020 zu kürzen. Des Weiteren sollte durch die Kohäsionspolitik auch dazu 
beigetragen werden, die Gesundheit der Bürger der Union zu verbessern. Nach Ansicht der 
Verfasserin können Synergien zwischen dem ESF+ und dessen Bereich Gesundheit und der 
europäischen Säule sozialer Rechte sowie dem Europäischen Semester und den 
länderspezifischen Empfehlungen geschaffen werden, die zunehmend auf Gesundheitsfragen 
ausgerichtet sind. Operationelle Programme, die aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds 
kofinanziert werden, sollten so ausgestaltet werden, dass der Zugang zu 
Gesundheitsversorgung verbessert wird. Die Verfasserin hebt außerdem hervor, dass die 
Förderung einer integrierten sozialen, ökonomischen und ökologischen Entwicklung, des 
kulturellen Erbes sowie von Sicherheit und Gesundheit in städtischen, ländlichen und 
Küstengebieten ebenfalls notwendig ist. Zudem ist eine tiefergehende Zusammenarbeit mit 
Patienten oder Patientenorganisationen für sinnvolle Investitionen in den Bereich Gesundheit 
erforderlich.
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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht 
den federführenden Ausschuss für regionale Entwicklung, folgende Änderungsanträge zu 
berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Nach Artikel 176 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) ist es Aufgabe des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), 
zum Ausgleich der wichtigsten regionalen 
Ungleichgewichte in der Union 
beizutragen. Gemäß diesem Artikel und 
Artikel 174 Absätze 2 und 3 AEUV hat der 
EFRE dazu beizutragen, die Unterschiede 
im Entwicklungsstand der verschiedenen 
Regionen und den Rückstand der am 
stärksten benachteiligten Gebiete zu 
verringern, wobei den Gebieten mit 
schweren und dauerhaften natürlichen oder 
demografischen Nachteilen, wie den 
nördlichsten Regionen mit sehr geringer 
Bevölkerungsdichte und Insel-, Grenz- und 
Bergregionen, besondere Aufmerksamkeit 
gilt.

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)    

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Bei der Durchführung des EFRE 
und des Kohäsionsfonds sollten 
bereichsübergreifende Grundsätze gemäß 
Artikel 3 des Vertrags über die 
Europäische Union (im Folgenden „EUV“) 
und Artikel 10 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (im 

(5) Bei der Durchführung des EFRE 
und des Kohäsionsfonds sollten 
bereichsübergreifende Grundsätze gemäß 
Artikel 2 und 3 des Vertrags über die 
Europäische Union (im Folgenden „EUV“) 
und Artikel 7 bis 11 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (im 
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Folgenden „AEUV“), einschließlich der 
Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit gemäß Artikel 5 EUV, 
unter Berücksichtigung der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union 
beachtet werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten außerdem ihren Verpflichtungen 
aus dem Übereinkommen der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen nachkommen und 
Zugänglichkeit im Einklang mit deren 
Artikel 9 sowie dem Unionsrecht zur 
Vereinheitlichung der 
Barrierefreiheitsanforderungen für 
Produkte und Dienstleistungen 
sicherstellen. Die Mitgliedstaaten und die 
Kommission sollten darauf abzielen, 
Ungleichheiten zu beseitigen, die 
Gleichstellung von Männern und Frauen zu 
fördern, die Geschlechterperspektive zu 
berücksichtigen sowie jeglicher Form der 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, 
der Rasse oder ethnischen Herkunft, der 
Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung entgegenzuwirken. Die Fonds 
sollten keine Maßnahmen unterstützen, die 
zu irgendeiner Form von Segregation 
beitragen. Die Ziele des EFRE und des 
Kohäsionsfonds sollten im Rahmen der 
nachhaltigen Entwicklung und der 
Förderung des Ziels der Erhaltung, des 
Schutzes und der Verbesserung der 
Qualität der Umwelt durch die Union 
gemäß Artikel 11 und Artikel 191 Absatz 1 
AEUV unter Berücksichtigung des 
Verursacherprinzips verfolgt werden. Um 
die Integrität des Binnenmarkts zu 
schützen, sollten Vorhaben, die 
Unternehmen zugutekommen, den in den 
Artikeln 107 und 108 AEUV festgelegten 
Vorschriften für staatliche Beihilfen 
genügen.

Folgenden „AEUV“), einschließlich der 
Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit gemäß Artikel 5 EUV, 
unter Berücksichtigung der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union 
beachtet werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten außerdem ihren Verpflichtungen 
aus dem Übereinkommen der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen nachkommen und 
Zugänglichkeit im Einklang mit deren 
Artikel 9 sowie dem Unionsrecht zur 
Vereinheitlichung der 
Barrierefreiheitsanforderungen für 
Produkte und Dienstleistungen 
sicherstellen. Die Mitgliedstaaten und die 
Kommission sollten darauf abzielen, 
Ungleichheiten zu beseitigen, die 
Gleichstellung von Männern und Frauen zu 
fördern, die Geschlechterperspektive zu 
berücksichtigen sowie jeglicher Form der 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, 
der Rasse oder ethnischen Herkunft, der 
Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung entgegenzuwirken. Die Fonds 
sollten keine Maßnahmen unterstützen, die 
zu irgendeiner Form von Segregation 
beitragen. Die Ziele des EFRE und des 
Kohäsionsfonds sollten im Rahmen der 
nachhaltigen Entwicklung und der 
Förderung des Ziels der Erhaltung, des 
Schutzes und der Verbesserung der 
Qualität der Umwelt sowie der 
Bekämpfung des Klimawandels durch die 
Union gemäß Artikel 11 und Artikel 191 
Absatz 1 AEUV unter Berücksichtigung 
des Verursacherprinzips verfolgt werden. 
Um die Integrität des Binnenmarkts zu 
schützen, sollten Vorhaben, die 
Unternehmen zugutekommen, den in den 
Artikeln 107 und 108 AEUV festgelegten 
Vorschriften für staatliche Beihilfen 
genügen.
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Diese thematische Konzentration 
sollte auf nationaler Ebene erreicht 
werden, dabei aber bei den operativen 
Programmen und zwischen verschiedenen 
Kategorien von Regionen Spielraum für 
Flexibilität lassen. Die thematische 
Konzentration könnte gegebenenfalls 
unter Berücksichtigung der zur 
Unterstützung von Investitionsprioritäten 
für den Übergang zu einer CO2-armen 
Wirtschaft bereitgestellten Mittel 
angepasst werden. Der Umfang der 
thematischen Konzentration sollte den 
Entwicklungsstand der einzelnen 
Regionen, das Finanzierungsniveau sowie 
die besonderen Bedürfnisse der Regionen 
berücksichtigen, für die im 
Programmplanungszeitraum 2014-2020 
das Pro-Kopf-BIP als Kriterium für die 
Förderfähigkeit herangezogen wurde.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11a) Hinsichtlich des Ziels dieser 
Verordnung, nämlich die Stärkung der 
wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Kohäsion zur Förderung 
einer dauerhaften Entwicklung, sollten 
Unterschiede im Entwicklungsstand der 
Regionen, der Rückstand benachteiligter 
Regionen und die begrenzten Mittel, die 
einigen Mitgliedstaaten oder Regionen 
zur Verfügung stehen, berücksichtigt 
werden.
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Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Im Einklang mit den von der EU 
im Rahmen des Pariser Übereinkommens 
eingegangenen Verpflichtungen und in 
Übereinstimmung mit dem 7. 
Umweltaktionsprogramm wurden in den 
Bereichen Umwelt, Energie, 
Abfallbewirtschaftung und Klimaschutz 
neue und ehrgeizige Ziele in die EU-
Rechtsvorschriften aufgenommen. Um es 
den Mitgliedstaaten zu ermöglichen, diese 
Ziele umzusetzen und mit der 
notwendigen Modernisierung und 
Planung der Infrastruktur in ihren 
Regionen fortzufahren, sollten finanzielle 
Mittel in ausreichender Höhe 
bereitgestellt werden. Ein solcher 
Strukturwandel hätte große 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und 
das Wirtschaftswachstum in den 
Mitgliedstaaten und Regionen. Daher ist 
es notwendig, im Rahmen sämtlicher 
spezifischen Ziele alle denkbaren 
Unterstützungsmaßnahmen zu 
ermöglichen.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Angesichts der Notwendigkeit, den 
Folgen des Klimawandels 
entgegenzuwirken und im Einklang mit 
den Zusagen der Union, das Pariser 
Übereinkommen und die UN-Ziele für 
nachhaltige Entwicklung umzusetzen, 
werden die Fonds zu den Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Klimawandels und zum 
Erreichen des allgemeinen Ziels beitragen, 

(14) Angesichts der Notwendigkeit, den 
Folgen des Klimawandels 
entgegenzuwirken und die UN-Ziele für 
nachhaltige Entwicklung umzusetzen, 
und um einen Beitrag zur Finanzierung
der erforderlichen Maßnahmen zu leisten, 
die auf EU-Ebene und auf nationaler und 
lokaler Ebene zu ergreifen sind, damit die 
EU ihren Verpflichtungen nachkommen 
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dass 25 % der EU-Ausgaben zur 
Verwirklichung von Klimazielen 
verwendet werden. Die Vorhaben im 
Rahmen des EFRE sollen mit 30 % der 
Gesamtmittelausstattung des EFRE zur
Verwirklichung der Klimaschutzziele 
beitragen. Die Vorhaben im Rahmen des 
Kohäsionsfonds sollen mit 37 % der 
Gesamtmittelausstattung des 
Kohäsionsfonds zur Verwirklichung der 
Klimaschutzziele beitragen.

kann, werden die Fonds zu den 
Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Klimawandels und zum Erreichen des 
allgemeinen Ziels beitragen, 30 % des EU-
Haushalts für die Verwirklichung der 
Klimaziele auszugeben. 35 % der 
Gesamtmittelausstattung des EFRE sollte 
auf Vorhaben im Rahmen des EFRE 
entfallen, die zur Verwirklichung der 
Klimaschutzziele beitragen. Was den 
Kohäsionsfonds betrifft, dürften 
voraussichtlich 37 % der 
Gesamtmittelausstattung auf Vorhaben im 
Rahmen der Kohäsionsfonds entfallen, die 
zur Verwirklichung der Klimaschutzziele 
beitragen. Gemäß den Empfehlungen im 
Sonderbericht 2016/31 des Europäischen 
Rechnungshofs sollte bei den 
Mechanismen zur konsequenten 
Berücksichtigung des Klimaschutzes und 
zur Sicherstellung der 
Klimaverträglichkeit zwischen 
Klimaschutz und Anpassung an den 
Klimawandel unterschieden werden; 
außerdem sollten diese Mechanismen im 
Voraus bei allen Programmplanungs-
und Planungsprozessen zur Anwendung 
kommen und nicht nur im Rahmen einer 
nachträglichen Berichterstattung.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14a) Im Verkehrssektor der Union 
vollzieht sich derzeit ein fundamentaler 
Wandel, da sich durch die Digitalisierung 
und Automatisierung die traditionellen 
Produktionsverfahren und die 
Anforderungen der Verbraucher ändern. 
Es ist notwendig, dass die 
verkehrsbedingten 
Treibhausgasemissionen reduziert 
werden. Die verkehrsbedingten 
Luftschadstoffemissionen müssen 
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drastisch und unverzüglich gesenkt 
werden. Des Weiteren muss es mehr 
emissionsarme und emissionsfreie 
Fahrzeuge geben, um die Ziele zur 
Schaffung einer grüneren, 
emissionsarmen EU zu erreichen. Jedoch 
fehlt es immer noch an der geeigneten 
Infrastruktur für diese Fahrzeuge, und 
derzeit gibt es in der EU nur 100 000 
Ladestationen, wobei sich 76 % aller 
Ladestationen in nur vier Mitgliedstaaten 
befinden und lediglich 27 % der gesamten 
Fläche der EU abdecken. Ein 
erfolgreicher Übergang hin zu 
emissionsarmer Mobilität erfordert einen 
gemeinsamen politischen Rahmen für 
Fahrzeuge, Infrastrukturen und 
Stromnetze, innerhalb dessen Initiativen 
zur Förderung der Wirtschaft und der 
Beschäftigung übergreifend über die 
europäische, nationale, regionale und 
lokale Ebene hinweg verbunden und 
durch stärkere Finanzierungsinstrumente 
der Union gefördert werden. Es ist 
notwendig, den Mitgliedstaaten und ihren 
Regionen die Möglichkeit zu geben, den 
Ausbau ihrer Infrastruktur für 
emissionsarme Fahrzeuge aus jedweder 
Quelle zu fördern, einschließlich aus dem 
EFRE und dem Kohäsionsfonds. Es sollte 
möglichst schnell eine Lade- und 
Tankstelleninfrastruktur geschaffen 
werden, um den Klimaverpflichtungen 
nachzukommen, die die EU im Rahmen 
des Pariser Übereinkommens und in 
damit zusammenhängenden EU-
Rechtsvorschriften eingegangen ist.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14b) Mit den Vorhaben im Rahmen des 
EFRE und des Kohäsionsfonds sollten die 
in den gemäß der Verordnung über das 
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Governance-System der Energieunion 
entwickelten integrierten nationalen 
Energie- und Klimaplänen festgelegten 
Maßnahmen und Ziele sowie die 
Empfehlungen der Kommission in Bezug 
auf diese Pläne, sowohl hinsichtlich ihrer 
Inhalte als auch der Mittelzuweisung, 
erfüllt werden.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15a) Es sollte möglich sein, aus dem 
EFRE und dem Kohäsionsfonds 
Tätigkeiten und Ziele anderer 
Finanzierungsinstrumente zu 
unterstützen, um den Zugang zu 
Gesundheits- und Pflegediensten zu 
verbessern. Es können Synergien 
zwischen dem ESF+ und dessen Bereich 
Gesundheit, der europäischen Säule 
sozialer Rechte sowie dem Europäischen 
Semester und den länderspezifischen 
Empfehlungen geschaffen werden, die 
zunehmend auf Gesundheitsfragen 
ausgerichtet sind.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Der EFRE sollte dazu beitragen, die 
größten regionalen Ungleichgewichte in 
der Union auszugleichen und die 
Unterschiede im Entwicklungsstand der 
verschiedenen Regionen sowie den 
Rückstand der am stärksten benachteiligten 
Gebiete auszugleichen, einschließlich der 
Regionen, die aufgrund der 
Verpflichtungen zur Verringerung des 

(17) Der EFRE sollte dazu beitragen, die 
größten regionalen Ungleichgewichte in 
der Union auszugleichen und die 
Unterschiede im Entwicklungsstand der 
verschiedenen Regionen sowie den 
Rückstand der am stärksten benachteiligten 
Gebiete auszugleichen, einschließlich der 
Regionen, die aufgrund der 
Verpflichtungen zur Verringerung des 
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CO2-Ausstoßes vor besonderen 
Herausforderungen stehen. Die EFRE-
Unterstützung für das Ziel „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ sollte daher 
auf wichtige Unionsprioritäten gemäß den 
in der Verordnung (EU) 2018/xxx [neue 
Dachverordnung] festgelegten politischen 
Zielen konzentriert werden. Somit sollte 
die EFRE-Unterstützung auf die 
politischen Ziele „eines intelligenteren 
Europas durch die Förderung eines 
innovativen und intelligenten 
wirtschaftlichen Wandels“ sowie „eines 
grüneren, CO2-armen Europas durch 
Förderung von sauberen Energien und 
einer fairen Energiewende, von grünen 
und blauen Investitionen, der 
Kreislaufwirtschaft, der Anpassung an den 
Klimawandel, der Risikoprävention und 
des Risikomanagements“ ausgerichtet sein. 
Diese thematische Konzentration sollte auf 
nationaler Ebene erreicht werden; auf 
Ebene der Einzelprogramme und zwischen 
den drei gemäß dem jeweiligen 
Bruttonationaleinkommen eingeteilten 
Gruppen von Mitgliedstaaten sollte jedoch 
eine gewisse Flexibilität möglich sein. Die 
Methodik zur Einstufung der 
Mitgliedstaaten sollte unter besonderer 
Berücksichtigung der Gebiete in äußerster 
Randlage festgelegt werden.

CO2-Ausstoßes vor besonderen 
Herausforderungen stehen. Die EFRE-
Unterstützung für das Ziel „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ sollte daher 
auf wichtige Unionsprioritäten gemäß den 
in der Verordnung (EU) 2018/xxx [neue 
Dachverordnung] festgelegten politischen 
Zielen konzentriert werden. Somit sollte 
die EFRE-Unterstützung auf die 
politischen Ziele „eines intelligenteren 
Europas durch die Förderung eines 
innovativen und intelligenten 
wirtschaftlichen Wandels“ sowie „eines 
grüneren, CO2-armen Europas durch 
Förderung von sauberen Energien und 
einer fairen Energie- und Verkehrswende, 
von grünen und blauen Investitionen, der 
Kreislaufwirtschaft, der Anpassung an den 
Klimawandel, einer nachhaltigen 
Wasserwirtschaft, der Risikoprävention 
und des Risikomanagements“ ausgerichtet 
sein. Diese thematische Konzentration 
sollte auf nationaler Ebene erreicht werden; 
auf Ebene der Einzelprogramme und 
zwischen den drei gemäß dem jeweiligen 
Bruttonationaleinkommen eingeteilten 
Gruppen von Mitgliedstaaten sollte jedoch 
eine gewisse Flexibilität möglich sein. Die 
Methodik zur Einstufung der 
Mitgliedstaaten sollte unter besonderer 
Berücksichtigung der Gebiete in äußerster 
Randlage festgelegt werden.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17a) Es sollte berücksichtigt werden, 
dass in einem System mit zentraler 
Verwaltung bestimmte lokale und 
regionale Gebietskörperschaften mit dem 
Problem einer unzureichenden 
Finanzausstattung konfrontiert sind. Da 
sie große Schwierigkeiten bei der 
Kofinanzierung von Projekten haben, 
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führt dies zu einer geringen 
Inanspruchnahme des Kohäsionsfonds, 
und zwar ausgerechnet in den Regionen, 
die den größten Bedarf an Investitionen 
haben, um sozioökonomische und 
territoriale Ungleichheiten zu verringern.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Damit die Unterstützung auf 
wichtige Unionsprioritäten konzentriert 
werden kann, ist es auch angezeigt, dass
die Anforderungen an die thematische 
Konzentration während des gesamten 
Programmplanungszeitraums – auch bei 
Übertragungen zwischen Prioritäten eines 
Programms oder zwischen Programmen –
eingehalten werden.

(18) Damit die Ziele der 
Mitgliedstaaten erreicht werden, sollte 
sich die thematische Konzentration nach 
den Bedürfnissen einzelner Regionen 
richten, sodass die EU im Rahmen eines 
Programms oder zwischen den 
Programmen auch die Übertragung von
Prioritäten unterstützen kann. Auf diese
Weise ließen sich zusätzliche 
Ungleichgewichte oder größere 
Entwicklungsunterschiede zwischen den 
Regionen vermeiden.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 24 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(24a) Die Wirksamkeit von öffentlichen 
Einrichtungen und Interessengruppen 
und die Effizienz der Verwaltung sollten 
durch technische und finanzielle Hilfe 
weiter verbessert werden, damit die 
Bereiche der öffentlichen Verwaltung, an 
die sich EFRE- und KF-Maßnahmen 
richten, effizienter werden.
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Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 26 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(26a) Um die angestrebten Ziele zu 
erreichen oder die Luftverschmutzung 
und Lärmbelastung zu verringern, sollte 
eine nachhaltige regionale und lokale 
Mobilität gefördert werden. 

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 26 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(26b) Es sollten Maßnahmen ergriffen 
werden, um saubere, nachhaltige und 
sichere Verkehrsträger zu fördern.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz -1 (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(-1) Diese Verordnung leistet einen 
Beitrag zur Finanzierung der 
Unterstützung, mit der der 
wirtschaftliche, soziale und territoriale 
Zusammenhalt durch Beseitigung der 
wichtigsten regionalen Ungleichgewichte 
in der EU und Verringerung des 
Rückstands der am stärksten 
benachteiligten Regionen gestärkt werden 
soll, wobei besondere Aufmerksamkeit 
den Regionen mit schweren und 
dauerhaften natürlichen oder 
demografischen Nachteilen gilt, wie den 
nördlichsten Regionen mit sehr geringer 
Bevölkerungsdichte sowie den Insel-, 
Grenz- und Bergregionen.
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Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Gemäß den in Artikel [4 Absatz 1] 
der Verordnung (EU) 2018/xxxx [neue 
Dachverordnung] festgelegten politischen 
Zielen werden aus dem EFRE die 
folgenden spezifischen Ziele unterstützt:

(1) Gemäß den in Artikel [4 Absatz 1] 
der Verordnung (EU) 2018/xxxx [neue 
Dachverordnung] festgelegten politischen 
Zielen werden aus dem EFRE die 
folgenden spezifischen Ziele unter 
Berücksichtigung des spezifischen 
Investitions- und Infrastrukturbedarfs der 
einzelnen Mitgliedstaaten unterstützt:

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) „ein grüneres, CO2-armes Europa 
durch Förderung von sauberen Energien 
und einer fairen Energiewende, von 
grünen und blauen Investitionen, der 
Kreislaufwirtschaft, der Anpassung an den 
Klimawandel, der Risikoprävention und 
des Risikomanagements“ (im Folgenden 
„PZ 2“) durch:

(b) „ein grüneres, CO2-armes Europa 
durch Förderung von sauberen Energien 
und einer fairen Energie- und 
Verkehrswende, von grünen und blauen 
Investitionen, der Kreislaufwirtschaft, der 
Anpassung an den Klimawandel, der 
Risikoprävention und des 
Risikomanagements“ (im Folgenden 
„PZ 2“) durch:

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer iv

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iv) Förderung der Anpassung an den 
Klimawandel, der Risikoprävention und 
der Katastrophenresilienz;

iv) Förderung der Anpassung an den 
Klimawandel, der Risikoprävention, der 
Verhütung von Waldbränden und
Überschwemmungen, der 
Katastrophenresilienz und von 



AD\1167266DE.docx 17/40 PE625.333v02-00

DE

Maßnahmen gegen hydrogeologische 
Störungen;

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer v

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

v) Förderung einer nachhaltigen 
Wasserbewirtschaftung;

v) Förderung einer nachhaltigen 
Wasserbewirtschaftung, darunter auch 
Maßnahmen zur Bekämpfung und 
Vorbeugung von Dürren und 
Überschwemmungen;

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer vi

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

vi) Förderung des Übergangs zu einer 
Kreislaufwirtschaft;

vi) Förderung des Übergangs zu einer 
Kreislaufwirtschaft, insbesondere im 
Hinblick auf das Erreichen der Ziele in 
Bezug auf Abfallrecycling und 
Wiederverwendung gemäß der Richtlinie 
(EU) 2018/851 und der Richtlinie 
(EU) 2018/852 sowie der Ziele zur 
Verringerung der Ablagerung von 
Abfällen gemäß der Richtlinie 
(EU) 2018/850;

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer vii

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

vii) Verbesserung der biologischen 
Vielfalt, der grünen Infrastruktur im 
städtischen Umfeld sowie Verringerung 
der Umweltverschmutzung;

vii) Verbesserung der biologischen 
Vielfalt, der grünen Infrastruktur im 
städtischen Umfeld sowie Verringerung 
der Luft-, Wasser-, Boden- und 
Lichtverschmutzung und der 
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Lärmbelastung;

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer vii a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

viia) Förderung einer nachhaltigen 
multimodalen städtischen Mobilität, 
einschließlich der Infrastruktur für 
emissionsarme Mobilität;

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer vii a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

viia) Förderung von Investitionen im 
Bereich der Abfallwirtschaft, um die 
Vorgaben des EU-Umweltrechts zu 
erfüllen, insbesondere in Mitgliedstaaten, 
die über diese Vorgaben hinausgehen;

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer vii b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

viib) Förderung von Investitionen im 
Bereich der Abfallwirtschaft, um die 
Vorgaben des EU-Umweltrechts zu 
erfüllen, insbesondere in Mitgliedstaaten, 
die über diese Vorgaben hinausgehen;
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Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe d – Ziffer iv

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iv) Sicherstellung eines 
gleichberechtigten Zugangs zur 
Gesundheitsversorgung durch Entwicklung 
der Infrastruktur, einschließlich der 
Primärversorgung;

iv) Sicherstellung eines 
gleichberechtigten Zugangs zur 
Gesundheitsversorgung durch Entwicklung 
der Infrastruktur sowie 
Sensibilisierungskampagnen, 
einschließlich der Primärversorgung;

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe e – Ziffer i

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

i) Förderung der integrierten sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologischen 
Entwicklung, des Kulturerbes und der 
Sicherheit in städtischen Gebieten;

i) Förderung der integrierten sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologischen 
Entwicklung, des Kulturerbes und der 
Sicherheit und Gesundheit in städtischen 
Gebieten;

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe e – Ziffer ii

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ii) Förderung der integrierten sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologischen 
Entwicklung, des Kulturerbes und der 
Sicherheit auf lokaler Ebene, einschließlich 
in ländlichen und in Küstengebieten, auch 
durch die von der örtlichen Bevölkerung 
betriebene lokale Entwicklung.

ii) Förderung der integrierten sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologischen 
Entwicklung, des Kulturerbes und der 
Sicherheit und Gesundheit auf lokaler 
Ebene, einschließlich in ländlichen und in 
Küstengebieten, auch durch die von der 
örtlichen Bevölkerung betriebene lokale 
Entwicklung.
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Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) die Kapazität der 
Programmbehörden und der am Einsatz
der Fonds beteiligten Stellen verbessern 
oder

(a) die Kapazität der 
Programmbehörden und der an der 
Durchführung der Fonds beteiligten 
Einrichtungen, darunter auch 
Organisationen der Zivilgesellschaft
verbessern, indem ihnen technische und 
finanzielle Unterstützung gewährt wird,
oder

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 4 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) Mitgliedstaaten der Gruppe 2 
weisen mindestens 45 % ihrer gesamten 
EFRE-Mittel (für die Prioritäten außer der 
technischen Hilfe) dem PZ 1 zu, und 
mindestens 30 % dem PZ 2;

(b) Mitgliedstaaten der Gruppe 2 
weisen mindestens 40 % ihrer gesamten 
EFRE-Mittel (für die Prioritäten außer der 
technischen Hilfe) dem PZ 1 zu, und 
mindestens 35 % dem PZ 2;

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 4 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) Mitgliedstaaten der Gruppe 3 
weisen mindestens 35 % ihrer gesamten 
EFRE-Mittel (für die Prioritäten außer der 
technischen Hilfe) dem PZ 1 zu, und 
mindestens 30 % dem PZ 2.

(c) Mitgliedstaaten der Gruppe 3 
weisen mindestens 35 % ihrer gesamten 
EFRE-Mittel (für die Prioritäten außer der 
technischen Hilfe) dem PZ 1 zu, und 
mindestens 35 % dem PZ 2.
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Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) produktive Investitionen in KMU; (c) produktive Investitionen in KMU
im Sinne der Empfehlung der 
Kommission 2003/361/EG;

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe e a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ea) Investitionen in den 
Strukturwandel in vom Niedergang 
bedrohten Industrieregionen und in 
Regionen mit Entwicklungsrückstand;

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Arbeiten Unternehmen, bei denen es sich 
nicht um KMU handelt, im Rahmen von 
Energieeffizienzmaßnahmen oder 
Tätigkeiten im Bereich der 
emissionsarmen Wirtschaft oder der 
Kreislaufwirtschaft, die nach Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffern i), iii), vi) 
und vii) unterstützt werden, mit KMU 
zusammen, können produktive 
Investitionen unterstützt werden, sofern 
diese im Wege von 
Finanzierungsinstrumenten getätigt 
werden.
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Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(aa) Investitionen in Gesundheits- und 
Versorgungseinrichtungen, einschließlich 
integrierter Versorgung und 
Primärversorgung;

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ab) Investitionen in Maßnahmen zur 
Verbesserung der Energieeffizienz und 
zur Verwendung erneuerbarer Energien, 
unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten von Wohnungen und 
Wohngebäuden.

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sorgen für ein 
ausgewogenes Verhältnis der Investitionen 
gemäß den Buchstaben a und b.

Die Mitgliedstaaten sorgen für ein 
ausgewogenes Verhältnis der Investitionen 
gemäß den Buchstaben a, ab und b.

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese Verordnung berührt nicht die 
weitere Durchführung oder die 
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Änderung, einschließlich der 
vollständigen oder teilweisen Einstellung, 
einer Unterstützung, die von der 
Kommission gemäß den Verordnungen 
(EU) Nr. 1300/2013 und (EU) 
Nr. 1301/2013 oder gemäß einer sonstigen 
nach Maßgabe dieser Verordnungen 
erlassenen Rechtsvorschrift genehmigt 
worden ist.

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die gemäß den Verordnungen (EG) 
Nr. 1300/2013 und (EG) Nr. 1301/2013 
gestellten oder genehmigten 
Förderanträge behalten ihre Gültigkeit.

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Tabelle 1 – Zwischenüberschrift 2

Vorschlag der Kommission

Politisches Ziel Outputs Ergebnisse

(1) (2) (3)

2. Ein grüneres, CO2-
armes Europa durch 
Förderung von sauberen 
Energien und einer fairen 
Energiewende, von 
grünen und blauen 
Investitionen, der 
Kreislaufwirtschaft, der 
Anpassung an den 
Klimawandel, der 
Risikoprävention und des 
Risikomanagements

RCO 18 - bei der 
Verbesserung der 
Gesamtenergieeffizienz 
ihrer Wohnung 
unterstützte Haushalte

RCR 26 - jährlicher 
Endenergieverbrauch 
(davon: Wohngebäude, 
private 
Nichtwohngebäude, 
öffentliche 
Nichtwohngebäude) 

RCO 19 - bei der 
Verbesserung der 
Gesamtenergieeffizienz 
öffentlicher Gebäude 
geleistete Unterstützung

RCR 27 - Haushalte mit 
verbesserter 
Gesamtenergieeffizienz 
ihrer Wohnungen

RCO 20 - neu gebaute 
oder verbesserte 
Fernwärmeleitungen

RCR 28 - Gebäude mit 
verbesserter 
Energieeffizienzklasse 
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(davon: Wohngebäude, 
private 
Nichtwohngebäude, 
öffentliche 
Nichtwohngebäude)

RCR 29 - geschätzte 
Treibhausgasemissionen*

RCR 30 - Unternehmen 
mit verbesserter 
Gesamtenergieeffizienz

RCO 22 - zusätzliche 
Produktionskapazität für 
erneuerbare Energien 
(davon: Strom, thermische 
Energie)

RCR 31 -
Gesamtenergieerzeugung 
aus erneuerbaren Energien 
(davon: Strom, thermische 
Energie)

RCO 97 - Anzahl der 
unterstützten 
Energiegemeinschaften 
und Erneuerbare-Energie-
Gemeinschaften*

RCR 32 – erneuerbare 
Energien: an das Netz 
angeschlossene Kapazität 
(operativ)*

RCO 23 - digitale 
Managementsysteme für 
intelligente Netze

RCR 33 - an intelligente 
Netze angeschlossene 
Nutzer

RCO 98 - bei der Nutzung 
intelligenter Energienetze 
unterstützte Haushalte

RCR 34 - Einführung von 
Projekten für intelligente 
Netze

RCO 24 - neue oder 
ausgebaute 
Katastrophenmonitoring-, 
-vorsorge-, -frühwarn-
und -reaktionssysteme*

RCR 35 - Bevölkerung, 
die von 
Hochwasserschutzmaßnah
men profitiert

RCO 25 - neuer oder 
stabilisierter Schutz von 
Küstengebieten, Fluss-
und Seeufern sowie vor 
Erdrutschen, um 
Menschen, 
Vermögenswerte und die 
natürliche Umwelt zu 
schützen

RCR 36 - Bevölkerung, 
die von 
Schutzmaßnahmen gegen 
Waldbrände profitiert

RCO 26 - Bau grüner 
Infrastruktur zur 
Anpassung an den 
Klimawandel

RCR 37 - Bevölkerung, 
die von 
Schutzmaßnahmen gegen 
klimabedingte 
Naturkatastrophen (außer 
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Hochwasser und 
Waldbrände) profitiert

RCO 27 -
nationale/regionale/lokale 
Strategien zur Anpassung 
an den Klimawandel

RCR 96 - Bevölkerung, 
die von 
Schutzmaßnahmen gegen 
nicht klimabedingte 
natürliche Risiken und 
Risiken im
Zusammenhang mit 
menschlichen Tätigkeiten 
profitiert*

RCO 28 - von 
Schutzmaßnahmen gegen 
Waldbrände abgedeckte 
Gebiete

RCR 38 - geschätzte 
durchschnittliche 
Reaktionszeit auf 
Katastrophen*

RCO 30 - Länge neuer 
oder sanierter Leitungen 
für Wasseranschlüsse der 
Haushalte

RCR 41 - an eine 
verbesserte 
Wasserversorgung 
angeschlossene 
Bevölkerung 

RCO 31 - Länge der neu 
gebauten oder sanierten 
Kanalnetze

RCR 42 - Bevölkerung, 
die zumindest an die 
sekundäre 
Abwasserbehandlung 
angeschlossen ist

RCO 32 - neue oder 
ausgebaute Kapazität für 
die Abwasserbehandlung

RCR 43 - Wasserverluste

RCR 44 - ordnungsgemäß 
aufbereitetes Abwasser

RCO 34 - zusätzliche 
Kapazität für 
Abfallverwertung

RCR 46 - an 
Abfallverwertungsanlagen 
und kleine 
Abfallwirtschaftssysteme 
angeschlossene 
Bevölkerung 

RCR 47 -
wiederverwerteter Abfall

RCR 48 - als Rohstoffe 
verwendeter 
wiederverwerteter Abfall

RCR 49 - verwerteter 
Abfall

RCO 36 - Fläche der in RCR 50 - Bevölkerung, 
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städtischen Gebieten 
unterstützten grünen 
Infrastruktur

die von Maßnahmen zur 
Verbesserung der 
Luftqualität profitiert

RCO 37 - Fläche der 
Natura-2000-Gebiete für 
Bewahrungs- und 
Wiederherstellungsmaß-
nahmen gemäß dem 
prioritären Aktionsrahmen

RCR 95 - Bevölkerung, 
die Zugang zu neuer oder 
ausgebauter grüner 
Infrastruktur in 
städtischen Gebieten hat

RCO 99 - Fläche 
außerhalb von Natura-
2000-Gebieten für 
Bewahrungs- und 
Wiederherstellungs-
maßnahmen

RCR 51 - Bevölkerung, 
die von Maßnahmen zur 
Lärmverringerung 
profitiert

RCO 38 - Fläche des 
unterstützten sanierten 
Geländes

RCR 52 - sanierte 
Flächen, die für 
Grünflächen, 
Sozialwohnungen, 
wirtschaftliche und 
kommunale Aktivitäten 
genutzt werden

RCO 39 - installierte 
Systeme für die
Überwachung der 
Luftverschmutzung

Geänderter Text

Politisches Ziel Outputs Ergebnisse

(1) (2) (3)

2. Ein grüneres, CO2-
armes Europa durch 
Förderung von sauberen 
Energien und einer fairen 
Energiewende, von 
grünen und blauen 
Investitionen, der 
Kreislaufwirtschaft, der 
Anpassung an den 
Klimawandel, der 
Risikoprävention und des 
Risikomanagements

RCO 18 - bei der 
Verbesserung der 
Gesamtenergieeffizienz 
ihrer Wohnung 
unterstützte Haushalte

RCR 26 - jährlicher 
Endenergieverbrauch 
(davon: Wohngebäude,
private 
Nichtwohngebäude, 
öffentliche 
Nichtwohngebäude) 

RCO 19 - bei der 
Verbesserung der 
Gesamtenergieeffizienz 
öffentlicher Gebäude 
geleistete Unterstützung

RCR 27 - Haushalte mit 
verbesserter 
Gesamtenergieeffizienz 
ihrer Wohnungen

RCO 20 - neu gebaute 
oder verbesserte 

RCR 28 - Gebäude mit 
verbesserter 
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Fernwärmeleitungen Energieeffizienzklasse 
(davon: Wohngebäude, 
private 
Nichtwohngebäude, 
öffentliche 
Nichtwohngebäude)

RCR 29 - geschätzte 
Treibhausgasemissionen*

RCR 30 - Unternehmen 
mit verbesserter 
Gesamtenergieeffizienz

RCO 22 - zusätzliche 
Produktionskapazität für 
erneuerbare Energien 
(davon: Strom, thermische 
Energie) 

RCR 31 -
Gesamtenergieerzeugung 
aus erneuerbaren Energien 
(davon: Strom, thermische 
Energie)

RCO 97 - Anzahl der 
unterstützten 
Energiegemeinschaften 
und Erneuerbare-Energie-
Gemeinschaften*

RCR 32 - erneuerbare 
Energien: an das Netz 
angeschlossene Kapazität 
(operativ)*

RCO 23 - digitale 
Managementsysteme für 
intelligente Netze

RCR 33 - an intelligente 
Netze angeschlossene 
Nutzer

RCO 98 - bei der Nutzung 
intelligenter Energienetze 
unterstützte Haushalte

RCR 34 - Einführung von 
Projekten für intelligente 
Netze

RCO 24a - Maßnahmen 
zur Bekämpfung von 
Dürren und 
Überflutungen

RCR 35 - Bevölkerung, 
die von Maßnahmen zum 
Schutz vor 
Überschwemmungen 
oder Dürren profitiert

RCO 24 - neue oder 
ausgebaute 
Katastrophenmonitoring-, 
-vorsorge-, -frühwarn-
und -reaktionssysteme*

RCR 36 - Bevölkerung, 
die von 
Schutzmaßnahmen gegen 
Waldbrände profitiert

RCO 25 - neuer oder 
stabilisierter Schutz von 
Küstengebieten, Fluss-
und Seeufern sowie vor 
Erdrutschen, um 
Menschen, 
Vermögenswerte und die 
natürliche Umwelt zu 

RCR 37 - Bevölkerung, 
die von 
Schutzmaßnahmen gegen 
klimabedingte 
Naturkatastrophen (außer 
Hochwasser und 
Waldbrände) profitiert
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schützen

RCO 26 - Bau grüner 
Infrastruktur zur 
Anpassung an den 
Klimawandel

RCR 96 - Bevölkerung, 
die von 
Schutzmaßnahmen gegen 
nicht klimabedingte 
natürliche Risiken und 
Risiken im 
Zusammenhang mit 
menschlichen Tätigkeiten 
profitiert*

RCO 27 -
nationale/regionale/lokale 
Strategien zur Anpassung 
an den Klimawandel

RCR 38 - geschätzte 
durchschnittliche 
Reaktionszeit auf 
Katastrophen*

RCO 28 - von 
Schutzmaßnahmen gegen 
Waldbrände abgedeckte 
Gebiete

RCO 30 - Länge neuer 
oder sanierter Leitungen 
für Wasseranschlüsse der 
Haushalte

RCR 41 - an eine 
verbesserte 
Wasserversorgung 
angeschlossene 
Bevölkerung 

RCO 31 - Länge der neu 
gebauten oder sanierten 
Kanalnetze

RCR 42 - Bevölkerung, 
die zumindest an die 
sekundäre 
Abwasserbehandlung 
angeschlossen ist

RCO 32 - neue oder 
ausgebaute Kapazität für 
die Abwasserbehandlung

RCR 43 - Wasserverluste

RCR 44 - ordnungsgemäß 
aufbereitetes Abwasser

RCR 45 - Beitrag zur 
Rückgewinnung von 
Energie und Rohstoffen 
aus dem Abwasser

RCR 45a -
Siedlungsabfälle

RCR 45b - Restabfälle

RCO 34 - zusätzliche 
Kapazität für 
Abfallvermeidung und 
-verwertung

RCR 46 - an 
Abfallverwertungsanlagen 
und kleine, nachhaltige
Abfallwirtschaftssysteme 
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angeschlossene 
Bevölkerung 

RCR 47 -
wiederverwerteter Abfall

RCR 48 - als Rohstoffe 
verwendeter 
wiederverwerteter Abfall

RCR 49 -
wiederverwendeter Abfall

RCO 36 - Fläche der in 
städtischen Gebieten 
unterstützten grünen 
Infrastruktur

RCR 50 - Bevölkerung, 
die von Maßnahmen zur 
Verbesserung der 
Luftqualität profitiert

RCO 37 - Fläche der 
Natura-2000-Gebiete für 
Bewahrungs- und 
Wiederherstellungsmaß-
nahmen gemäß dem 
prioritären Aktionsrahmen

RCR 95 - Bevölkerung, 
die Zugang zu neuer oder 
ausgebauter grüner 
Infrastruktur in 
städtischen Gebieten hat

RCO 99 - Fläche 
außerhalb von Natura-
2000-Gebieten für 
Bewahrungs- und 
Wiederherstellungs-
maßnahmen

RCR 51 - Bevölkerung, 
die von Maßnahmen zur 
Lärmverringerung 
profitiert

RCO 38 - Fläche des 
unterstützten sanierten 
Geländes

RCR 51a - Bevölkerung 
und Gebiete, die von 
Maßnahmen zur 
Verringerung der 
Lichtverschmutzung 
profitieren

RCO 39 - installierte 
Systeme für die 
Überwachung der 
Luftverschmutzung 
RCO 55 – Länge neuer 
Straßen- und U-Bahn-
Linien

RCR 52 - sanierte 
Flächen, die für 
Grünflächen, 
Sozialwohnungen, 
wirtschaftliche und 
kommunale Aktivitäten 
genutzt werden

RCO 56 - Länge der 
instandgesetzten/ausgeba
uten Straßen- und U-
Bahn-Linien

RCR 62 - Nutzer 
öffentlicher 
Verkehrsmittel pro Jahr

RCO 57 -
umweltfreundliche 

RCR 63 - Nutzer 
neuer/ausgebauter 
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Fahrzeuge für den 
öffentlichen Verkehr

Straßen- und U-Bahn-
Linien pro Jahr

RCO 58 - unterstützte 
dezidierte 
Fahrradinfrastruktur

RCR 64 - Nutzer 
dezidierter 
Fahrradinfrastruktur pro 
Jahr

RCO 59 - unterstützte 
Infrastruktur für 
alternative Kraftstoffe 
(Tank-/Ladestationen)

RCR 64a - geschätzte 
Menge an vermiedenen 
Treibhausgasemissionen

RCO 60 - Städte mit 
neuen oder ausgebauten 
digitalisierten 
Verkehrssystemen

RCO 60a - Zahl der 
Schnellladestationen für 
Elektrofahrzeuge

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Tabelle 1 – Zwischenüberschrift 3 – Zeile 4

Vorschlag der Kommission

Politisches Ziel Outputs Ergebnisse

(1) (2) (3)

3. Ein stärker vernetztes 
Europa durch die 
Steigerung der Mobilität 
und der regionalen IKT-
Konnektivität

RCO 41 - zusätzliche 
Haushalte mit 
Hochleistungsbreitband-
zugang

RCR 53 - Haushalte mit 
Hochleistungsbreitband-
anschlüssen

RCO 42 - zusätzliche 
Unternehmen mit 
Hochleistungsbreitband-
zugang

RCR 54 - Unternehmen 
mit 
Hochleistungsbreitband-
anschlüssen

RCO 43 – Länge der 
unterstützten neuen 
Straßen – TEN-V1

RCR 55 - Nutzer von neu 
gebauten, 
instandgesetzten oder 
ausgebauten Straßen 

RCO 44 - Länge der 
unterstützten neuen 
Straßen – sonstige

RCR 56 - Zeitersparnis 
aufgrund einer 
verbesserten 
Straßeninfrastruktur
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RCO 45 - Länge der 
instandgesetzten oder 
ausgebauten Straßen –
TEN-V

RCR 101 - Zeitersparnis 
aufgrund einer 
verbesserten 
Eisenbahninfrastruktur

RCO 46 - Länge der 
instandgesetzten oder 
ausgebauten Straßen –
sonstige

RCO 47 - Länge der 
unterstützten neuen 
Schienenstrecken – TEN-
V

RCR 57 - Länge der mit 
dem Europäischen 
Eisenbahnverkehrs-
managementsystem 
ausgestatteten 
Eisenbahnen – in Betrieb

RCO 48 - Länge der 
unterstützten neuen 
Schienenstrecken –
sonstige

RCR 58 - Zahl der 
Fahrgäste der 
unterstützten Eisenbahnen 
pro Jahr

RCO 49 - Länge der 
instandgesetzten oder 
ausgebauten 
Schienenstrecken – TEN-
V

RCR 59 -
Schienengüterverkehr

RCO 50 - Länge der 
instandgesetzten oder 
ausgebauten 
Schienenstrecken –
sonstige

RCR 60 - Güterverkehr 
auf Binnenwasserstraßen

RCO 51 - Länge der 
neuen oder ausgebauten 
Binnenwasserstraßen –
TEN-V

RCO 52 - Länge der 
neuen oder ausgebauten 
Binnenwasserstraßen –
sonstige

RCO 53 - neue oder 
ausgebaute Bahnhöfe und 
Bahnanlagen

RCO 54 - neue oder 
ausgebaute intermodale 
Verbindungen

RCO 100 - Anzahl der 
unterstützten Häfen
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RCO 55 – Länge neuer 
Straßen- und U-Bahn-
Linien

RCR 62 - Nutzer 
öffentlicher 
Verkehrsmittel pro Jahr 

RCO 56 - Länge der 
instandgesetzten/ausge-
bauten Straßen- und U-
Bahn-Linien

RCR 63 - Nutzer 
neuer/ausgebauter 
Straßen- und U-Bahn-
Linien pro Jahr

RCO 57 -
umweltfreundliche 
Fahrzeuge für den 
öffentlichen Verkehr

RCR 64 - Nutzer 
spezieller 
Fahrradinfrastrukturen 
pro Jahr

RCO 58 - unterstützte 
spezielle 
Fahrradinfrastrukturen

RCO 59 - unterstützte 
Infrastruktur für 
alternative Kraftstoffe 
(Tank-/Ladestationen)

RCO 60 - Städte mit 
neuen oder ausgebauten 
digitalisierten 
Verkehrssystemen

_______________

1 Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Dezember 2013 über Leitlinien der Union für den Aufbau eines transeuropäischen 
Verkehrsnetzes und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 661/2010/EU (ABl. L 348 vom 
20.12.2013, S. 1).

Geänderter Text

Politisches Ziel Outputs Ergebnisse

(1) (2) (3)

3. Ein stärker vernetztes 
Europa durch die 
Steigerung der Mobilität 
und der regionalen IKT-
Konnektivität

RCO 41 - zusätzliche 
Haushalte mit 
Hochleistungsbreitband-
zugang

RCR 53 - Haushalte mit 
Hochleistungsbreitband-
anschlüssen

RCO 42 - zusätzliche 
Unternehmen mit 
Hochleistungsbreitband-
zugang

RCR 54 - Unternehmen 
mit 
Hochleistungsbreitband-
anschlüssen

RCO 43 – Länge der 
unterstützten neuen 
Straßen – TEN-V1

RCR 55 - Nutzer von neu 
gebauten, 
instandgesetzten oder 
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ausgebauten Straßen 

RCO 44 - Länge der 
unterstützten neuen 
Straßen – sonstige

RCR 56 - Zeitersparnis 
aufgrund einer 
verbesserten 
Straßeninfrastruktur

RCO 45 - Länge der 
instandgesetzten oder 
ausgebauten Straßen –
TEN-V

RCR 101 - Zeitersparnis 
aufgrund einer 
verbesserten 
Eisenbahninfrastruktur

RCO 46 - Länge der 
instandgesetzten oder 
ausgebauten Straßen –
sonstige

RCO 47 - Länge der 
unterstützten neuen 
Schienenstrecken – TEN-
V

RCR 57 - Länge der mit 
dem Europäischen 
Eisenbahnverkehrs-
managementsystem 
ausgestatteten 
Eisenbahnen – in Betrieb 

RCO 48 - Länge der 
unterstützten neuen 
Schienenstrecken –
sonstige

RCR 58 - Zahl der 
Fahrgäste der 
unterstützten Eisenbahnen 
pro Jahr

RCO 49 - Länge der 
instandgesetzten oder 
ausgebauten 
Schienenstrecken – TEN-
V

RCR 59 -
Schienengüterverkehr

RCO 50 - Länge der 
instandgesetzten oder 
ausgebauten 
Schienenstrecken –
sonstige

RCR 60 - Güterverkehr 
auf Binnenwasserstraßen

RCO 51 - Länge der 
neuen oder ausgebauten 
Binnenwasserstraßen –
TEN-V

RCO 52 - Länge der 
neuen oder ausgebauten 
Binnenwasserstraßen –
sonstige

RCO 53 - neue oder 
ausgebaute Bahnhöfe und 
Bahnanlagen
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RCO 54 - neue oder 
ausgebaute intermodale 
Verbindungen

RCO 100 - Anzahl der 
unterstützten Häfen

entfällt entfällt

_______________

1 Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Dezember 2013 über Leitlinien der Union für den Aufbau eines transeuropäischen 
Verkehrsnetzes und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 661/2010/EU (ABl. L 348 vom 
20.12.2013, S. 1).

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Tabelle 1 – Zwischenüberschrift 4

Vorschlag der Kommission

Politisches Ziel Outputs Ergebnisse

(1) (2) (3)

4. Ein sozialeres Europa, 
in dem die europäische 
Säule sozialer Rechte 
umgesetzt wird

RCO 61 - Arbeitslose, die 
pro Jahr von erweiterten 
Einrichtungen der 
Arbeitsverwaltungen 
profitieren (Kapazität)

RCR 65 - Arbeitsuchende, 
die pro Jahr die Dienste 
der unterstützten 
Arbeitsverwaltungen in 
Anspruch nehmen

RCO 63 - geschaffene 
Kapazität bei der 
Infrastruktur für die 
vorübergehende 
Aufnahme

RCR 66 - Belegung der 
gebauten oder sanierten 
Infrastruktur für die 
vorübergehende 
Aufnahme 

RCO 64 - Kapazität an 
sanierten Wohnungen –
Migranten, Flüchtlinge 
und Personen, die 
internationalen Schutz 
genießen oder beantragt 
haben

RCO 67 - Belegung 
sanierter Wohnungen –
Migranten, Flüchtlinge 
und Personen, die 
internationalen Schutz 
genießen oder beantragt 
haben

RCO 65 - Kapazität an 
sanierten Wohnungen -
sonstige

RCO 68 - Belegung 
sanierter Wohnungen –
sonstige

RCO 66 -
Klassenkapazität der 

RCR 70 - Anzahl der 
Kinder, die die 
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unterstützten 
Kinderbetreuungsinfrastru
ktur (neu oder ausgebaut)

unterstützte 
Kinderbetreuungsinfrastru
ktur pro Jahr nutzen

RCO 67 -
Klassenkapazität der 
unterstützten 
Bildungsinfrastruktur (neu 
oder ausgebaut)

RCR 71 - Anzahl der 
Schüler, die die 
unterstützte 
Bildungsinfrastruktur pro 
Jahr nutzen

RCO 69 - Kapazität der 
unterstützten 
Gesundheitsinfrastruktur

RCR 72 - Menschen mit 
Zugang zu verbesserten 
Gesundheitsleistungen 

RCO 70 - Kapazität der 
unterstützten sozialen 
Infrastruktur (ohne 
Wohnungsbau)

RCR 73 - Anzahl der 
Personen, die pro Jahr die 
unterstützten 
Gesundheitseinrichtungen 
nutzen

RCR 74 - Anzahl der 
Personen, die pro Jahr die 
unterstützten sozialen 
Einrichtungen nutzen

RCR 75 -
durchschnittliche 
Reaktionszeit bei 
medizinischen Notfällen 
im unterstützten Gebiet

Geänderter Text

Politisches Ziel Outputs Ergebnisse

(1) (2) (3)

4. Ein sozialeres Europa, 
in dem die europäische 
Säule sozialer Rechte 
umgesetzt wird

RCO 61 - Arbeitslose, die 
pro Jahr von erweiterten 
Einrichtungen der 
Arbeitsverwaltungen 
profitieren (Kapazität)

RCR 65 - Arbeitsuchende, 
die pro Jahr die Dienste 
der unterstützten 
Arbeitsverwaltungen in 
Anspruch nehmen

RCO 63 - geschaffene 
Kapazität bei der 
Infrastruktur für die 
vorübergehende 
Aufnahme

RCR 66 - Belegung der 
gebauten oder sanierten 
Infrastruktur für die 
vorübergehende 
Aufnahme

RCO 64 - Kapazität an 
sanierten Wohnungen –
Migranten, Flüchtlinge 
und Personen, die 
internationalen Schutz 

RCO 67 - Belegung 
sanierter Wohnungen –
Migranten, Flüchtlinge 
und Personen, die 
internationalen Schutz 
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genießen oder beantragt 
haben

genießen oder beantragt 
haben

RCO 65 - Kapazität an 
sanierten Wohnungen -
sonstige

RCO 68 - Belegung 
sanierter Wohnungen –
sonstige

RCO 66 -
Klassenkapazität der 
unterstützten 
Kinderbetreuungs-
infrastruktur (neu oder 
ausgebaut)

RCR 70 - Anzahl der 
Kinder, die die 
unterstützte 
Kinderbetreuungs-
infrastruktur pro Jahr 
nutzen

RCO 67 -
Klassenkapazität der 
unterstützten 
Bildungsinfrastruktur (neu 
oder ausgebaut)

RCR 71 - Anzahl der 
Schüler, die die 
unterstützte 
Bildungsinfrastruktur pro 
Jahr nutzen

RCO 69 - Kapazität und 
Zugänglichkeit der 
unterstützten 
Gesundheitsinfra-
strukturen und 
innovativen 
Gesundheitstechnologien

RCR 72 - Menschen mit 
Zugang zu verbesserten 
Gesundheitsleistungen 

RCO 70 - Kapazität und 
Zugänglichkeit der 
unterstützten sozialen 
Infrastruktur (ohne 
Wohnungsbau)

RCR 73 - Anzahl der 
Personen, die pro Jahr die 
unterstützten 
Gesundheitseinrichtungen 
nutzen

RCR 74 - Anzahl der 
Personen, die pro Jahr die 
unterstützten sozialen 
Einrichtungen nutzen

RCR 75 -
durchschnittliche 
Reaktionszeit bei 
medizinischen Notfällen 
im unterstützten Gebiet

RCR 75a (neu) -
Menschen mit Zugang zu 
Sensibilisierungs-
kampagnen zur 
Prävention von 
Krankheiten
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Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Zwischenüberschrift 4 – Ziffer iv

Vorschlag der Kommission

Politisches Ziel Spezifisches 
Ziel

Outputs Ergebnisse

(1) (2) (3) (4)

4. Ein 
sozialeres 
Europa, in dem 
die europäische 
Säule sozialer 
Rechte 
umgesetzt wird

(iv) 
Sicherstellung 
eines gleich-
berechtigten 
Zugangs zur 
Gesundheits-
versorgung 
durch 
Entwicklung 
der 
Infrastruktur, 
einschließlich 
der Primär-
versorgung;

CCO 20 - neue 
oder ausgebaute 
Kapazität der 
Gesundheits-
versorgungs-
infrastruktur 

CCR 19 -
Bevölkerung mit 
Zugang zu 
verbesserten 
Gesundheits-
leistungen

Geänderter Text

Politisches Ziel Spezifisches 
Ziel

Outputs Ergebnisse

(1) (2) (3) (4)

4. Ein 
sozialeres 
Europa, in dem 
die europäische 
Säule sozialer 
Rechte 
umgesetzt wird

(iv) 
Sicherstellung 
eines gleich-
berechtigten 
Zugangs zur 
Gesundheits-
versorgung 
durch Ent-
wicklung der 
Infrastruktur, 
einschließlich 
der Primär-
versorgung, 
unter Berück-
sichtigung der 
ermittelten 
Bedürfnisse 

CCO 20 - neue 
oder ausgebaute 
Kapazität und 
Zugänglichkeit
der Gesundheits-
versorgungs-
infrastruktur 

CCR 19 -
Bevölkerung mit 
Zugang zu 
verbesserten 
Gesundheits-
leistungen
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von Patienten 
oder 
Patienten-
organisa-
tionen
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